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Kein Verkauf,
eine Enteignung

Schaffung einer ausreichen-
den Liquiditätssicherung
überschrieben hatte.

Und was wird dann sein?
Am Ende wird die Stadt Of-
fenbach auf einem hohen
zweistelligen Millionenbe-
trag als Restkredit sitzen blei-
ben, den sie in den nächsten
Jahrzehnten abtragen muss,
ohne dass sie als Gegenwert
noch über das Klinikum ver-
fügt. Und wie verhält es sich
mit den etwa 50 Millionen
Euro, die das Land Hessen zur
Finanzierungsförderung des
Krankenhausprojekts bewil-
ligt und in Raten überwiesen
hat? Muss dieses Geld im Fall
des Verkaufs unter Umstän-
den zurückgezahlt werden,
und wenn ja, von wem? Das
sind alles noch offene Fragen,
bis hin zur Frage nach der
Übernahme der hohen Kos-
ten für den notwendigen Ab-
bruch des alten Klinikhoch-
hauses, durch wen auch im-
mer.

Natürlich hätte man nichts
erreicht, aber es ist schon ver-
wunderlich, warum auf
Grund dieses Debakels die
Bürger Offenbachs nicht
schon längst Sturm gegen das
Rathaus gelaufen sind. Dass
unter diesen Vorzeichen Bür-
germeister Peter Schneider
(Grüne) ein Bürgerbegehren
in Offenbach für bedenklich
hält, ist doch, gelinde gesagt,
mehr als merkwürdig und
macht zumindest sprachlos.
Selbst wenn dieses Bürgerbe-
gehren nichts bewirken
kann, ist es doch das richtige
Ventil für den Zorn und die
Wut der Bevölkerung auf
Grund des von der politi-
schen Ebene angerichteten
Schlamassels.

Gregor Fröhlich, Rodgau
(Der Autor ging im Januar

2007 als Vize-Leiter des Amts
für Stadtplanung und Baumana-
gement in den Ruhestand)

Zum Klinikum:
Das, was auf „Empfehlung“

des Regierungspräsidenten
Darmstadt mit dem Klinikum
Offenbach in den nächsten
Wochen geschehen soll, ist
kein Verkauf, sondern eine
Enteignung der Bürger von
Offenbach.

Die Entschädigung für die
Eigentumsübertragung auf
einen anderen Krankenhaus-
betreiber wird voraussicht-
lich nur einen Bruchteil der
Summe betragen, die der bis-
her bekannten Bausumme
von 180 Millionen Euro zu-
züglich weiterer Aufwendun-
gen der Stadt Offenbach in
den vergangenen Monaten
von etwa 90 Millionen Euro
entspricht.

Alle Krankenhausbetrei-
ber, ob private, freigemein-
nützige oder die kommuna-
len Unternehmen, rechnen
kaufmännisch gleich. Als
Kaufpreis wird nur die Sum-
me geboten, die nach Abzug
aller Sach- und Personalkos-
ten, sonstiger Kosten und ei-
nes Risikoaufschlags von den
Einnahmen zur Kreditfinan-
zierung der Kaufsumme üb-
rig bleibt. Die privaten Betrei-
ber rechnen sich üblicherwei-
se zuvor eine notwendige
Rendite ein. Bargeld hat nie-
mand dafür. Sehr hoch wird
daher die Verkaufssumme
für die Stadt Offenbach nicht
ausfallen.

Die bisher erhofften Ver-
kaufserlöse sind Wunschbil-
der, entsprechen nicht der
Realität auf dem Markt.
Wohltaten werden nicht ver-
teilt, auch nicht für ein fun-
kelnagelneues Krankenhaus.
Und zu allem Überfluss wird
das mehrere tausend Qua-
dratmeter große Grundstück
des Klinikums für kleines
Geld veräußert, das die Stadt
Offenbach erst vor wenigen
Jahren dem Klinikum zur

STANDPUNKTE

Dilettantenstadl
gehört abgelöst

verdient und leider ausgege-
ben. Die Ahnungslosigkeit
der politisch Verantwortli-
chen wird stets selbst betont
und ist die einzige wahre Aus-
sage der letzten Tage.

Allein die Klinikmitarbei-
ter müssen allen leid tun,
denn sie haben weit mehr ge-
leistet, als man fordern darf.
Politiker bleiben ungestraft
und unbehelligt, bei allen
Fehlentscheidungen. Gern
würde man dem Schauspiel
ein Ende setzen und Oberbür-
germeister Horst Schneider
sowie Minister Stefan Grütt-
ner zurufen: „Verlasst die
Bühne!“ Der Dilettantenstadl
gehört abgelöst.

Korrekt und sachkundig
verhält sich der Betriebsrat
des Klinikums. Man lese die
Aufsichtsratsprotokolle der
letzten vier Jahre, um zu er-
kennen, dass es von Anfang
an kritische Stimmen gab.
Der Einsatz der Chefärzte ge-
gen einen chaotischen Not-
verkauf war richtig und ge-
hört ausdrücklich gelobt.

Allerdings müssen die Kli-
nikchefs sich fragen, warum
sie es nicht geschafft haben,
die niedergelassenen Ärzte
für die Belegung ihres Klini-
kums zu gewinnen. An dieser
Stelle sei erneut an die Ver-
gangenheit erinnert. Die drei-
mal so teure Sanierung des
Dr.-Erich-Rebentisch-Zen-
trums verursachte das selbe
Echo, die gleichen Fehler...

Das Land Hessen und auch
der Bund sind aufgefordert,
Steuergelder dort einzuset-
zen, wo sie gut investiert sind
– im Gesundheitswesen! Ein
Krankenhaus ist keine
Schuhfabrik!

Dirk Wiederhold, Altenstadt
(22 Jahre lang Mitarbeiter des
Krankenhauses und ehemaliges
Aufsichtsratsmitglied der Klini-
kum Offenbach GmbH)

Ebenfalls zum Klinikum:
Die Verlautbarungen der

Kommunal- und Landespoli-
tik zur Finanzsituation des
Klinikums sind in den Details
schlicht gesagt falsch.

Es war von Anfang an klar,
dass eine Klinik dieser Grö-
ßenordnung einen Neubau
nicht aus dem operativen Ge-
schäft finanzieren konnte
und weiterhin nicht kann.
Das Unheil begann mit der
völlig unterdimensionierten
Förderung des Landes. Sozial-
minister Stefan Grüttner lobt
sich jetzt selbst – wer sollte es
sonst tun? – wegen 40 Millio-
nen, die das Land zur Verfü-
gung stellt. Warum nicht
gleich? Dieselbe Regierung
hat vor Jahren die Universi-
tätsklinika Marburg und Gie-
ßen privatisiert und damit
ein fatales Zeichen gesetzt!

Der Staat zieht sich konse-
quent aus der Finanzierung
der Gesundheitslandschaft
zurück. Dieser Punkt ist das
eigentliche Thema. Die meis-
ten kommunalen Kliniken
schieben einen riesigen In-
vestitionsstau vor sich her,
bezogen auf ihre Klinik-Im-
mobilie und -Ausstattung.
Vom durch politischen Kurz-
sichtigkeit verursachten
Fachkräfte-Exodus ganz zu
schweigen.

In Offenbach wurde die
Szenerie von einer Laien-
schauspielgruppe heraufbe-
schworen. Die Klinikleitung
verkündete stets Zahlen, wel-
che die Machbarkeit des
nicht Machbaren beweisen
sollten. Sie hatten allerdings
keine wirkliche Wahl. Die
wahren Gründe liegen halt
im Ausverkauf des Gesund-
heitswesens.

Was in Offenbach an Sach-
verstand fehlt(e), wurde teuer
über Gutachten eingekauft.
An dieser Stelle wurde viel

Klänge aus
bewegtem Tuch

Lions würdigen mit „Offenbacher Löwen“
die Arbeiten junger Bühnenbildner

Von Stefan Mangold

OFFENBACH J Herrlich ist es,
ein Endspiel zu erreichen –
niederschmetternd, es zu ver-
lieren. Ähnlich sieht das in
der Veranstaltungshalle der
EVO an der Andréstraße auch
Gastgeber Kurt Hunsänger,
Technikvorstand des Versor-
gers. Der olympische Gedan-
ke, der behauptet, „dabei
sein ist alles, wirkt auf Sie
wie ein schwacher Trost“.
Weshalb Hunsänger an die
vier Nominierten, die nichts
gewonnen haben, Urkunden
und Geschenke der Lederwa-
renfirma Picard verteilt.

Der Lions-Club Offenbach-
Lederstadt vergab zum fünf-
ten Mal den in Deutschland,
Österreich und der Schweiz
ausgeschriebenen „Offenba-
cher Löwen“ als Preis für das
beste Bühnenbild; der Sieger
darf einen Scheck über 5000
Euro einlösen. In diesem Jahr
schickten 23 Bewerber ihre
Arbeiten ein, aus denen eine
achtköpfige Jury sechs Fina-
listen bestimmte. Die Alters-
grenze liegt bei 30 Jahren.
Wer jünger als 25 Jahre ist,

durfte auf den mit 1000 Euro
dotierten Juniorpreis hoffen,
falls es für den Hauptpreis
nicht reichen sollte.

Dass Bühnenbilder von
einst, als bemalte Wände hin-
ter Schauspielern und Sän-
gern standen, soll längst
nicht mehr reichen, formu-
liert Professorin Rosalie, die
an der Hochschule für Gestal-
tung (HfG) Bühnenbild lehrt.
„Für mich ist Kulissentheater
ein Schimpfwort“, sagt die
Künstlerin, die für die größ-
ten Theaterhäuser Bühnen-
bilder und Kostüme entwirft-
Sie will das „Wechselspiel
zwischen Darsteller, Raum,
Licht und Material“.

Der Film, den der Berliner
Michael Kraatz (27) einschick-
te, beschäftigt sich mit der
Atmosphäre im Roman „Der
Prozess“ von Franz Kafka. Die
Besucher einer Performance
bilden selbst einen Teil. Zu-
nächst warten sie in einem
Raum, um anschließend ein
ausgefülltes Formular abzu-
geben, das Beamte vor der
Rückgabe durch eine Beton-
mischmaschine laufen las-
sen.

Eigentlich erfüllt die Ar-
beit ähnliche Kriterien, mit
denen Jurymitglied Peter
Spuhler die Vergabe des Ju-
niorpreises an Mattis Kuhn
(25) begründet. Bevor der In-
tendant des Badischen Staats-
theaters in Karlsruhe die
Preisträger nennt, nennt er
den Offenbacher Preis als
wichtigsten des Genres, „für
die Theater ist er eine verläss-
liche Orientierungshilfe“.

Spuhler lobt die Authenti-
zität der Arbeit von Mattis
Kuhn, die er generell etwa
findet, „wenn sich jemand

selbst zum Instrument
macht“. Kuhns Film heißt
„Herz Woyzeck“, nach Vorga-
ben von Autor Georg Büchner
und Komponist Alban Berg.
Im Zentrum bewegt sich der
Künstler selbst in halblanger
Unterhose. Seine Herzfre-
quenz setzt eine kammermu-
sikalische Besetzung in einer
Vorgabe aus zwölf Tönen um.

Norbert Abels, Chefdrama-
turg an der Oper Frankfurt,
spricht als Laudator über „Ein
Flattern_Zufallsname“ von
Wooyeon Chun (29). Die Süd-
koreanerin erhält den Haupt-

preis. Eine in einem befestig-
ten Tuch gefangene Tänzerin
löst mit jeder Bewegung
Klänge aus. Abels findet den
ganzheitlichen Kunstansatz
von Richard Wagner wieder:
„Wooyeon Chun bezieht die
komplette Bühne mit ein.“
Die HfG-Studentin ließ sich
von Heiner Müllers „Verkom-
menes Ufer Medeamaterial
Landschaft mit Argonauten“
inspirieren. Wovon Abels
beim ersten Ansehen nichts
wusste, aber „die Tänzerin er-
innerte mich dennoch sofort
an die Figur der Medea“.

Verleihung des Offenbacher Löwen (von links): Dr. Kurt Hunsänger, Siegerin Wooyoon Chun, Lions-Prä-
sident Peter Walther, Förderpreisträger Matthis Kuhn, HfG-Professorin Rosalie. J Foto: Georg

Rücksicht auf die Mitarbeiter

Von Thomas Kirstein

OFFENBACH J Der mächtigste
potentielle Mitstreiter geht
nicht an Bord. Gegen den
Zwangsverkauf des Klini-
kums werden allein Piraten,
Linke und nur einige Genos-
sen in See stechen.

Gestern Abend war im Ha-
fen 2 konstituierende Ver-
sammlung der Initiative für
ein Bürgerbegehren. Ohne
Offenbachs SPD, die ur-
sprünglich Teilnahme signa-
lisiert hatte. Der Vorstand
folgte am Mittwochabend ei-
ner mehrheitlichen Empfeh-
lung der Fraktion. Entschei-
dend war Rücksichtnahme
auf die Gefühlslage der von
der Kommunalpolitik ent-
täuschten Klinikmitarbeiter.

Der Belegschaft werde aus
Wiesbaden Angst vor einer
Insolvenz gemacht, sagt Vor-
sitzender und Stadtrat Felix
Schwenke zum einstimmi-
gen Vorstandsbeschluss. Die-
se Sorgen müsse man ernst
nehmen, weswegen sich die
SPD als Partei nicht am Bür-
gerbegehren beteilige. Die Ju-
sos sind noch unentschlos-
sen, der Arbeitnehmer- und
Seniorenflügel dürfte zur
Teilnahme neigen.

Schwenke kritisiert als po-
litisches Spiel der Landesre-
gierung, wie sie massiv öf-
fentlichen Druck mit der Dro-
hung aufbaue, ein Bürgerbe-
gehren werde unweigerlich
in die Insolvenz führen.

Zunächst schien es, als
wollten die Genossen den
von ihnen maßgeblich mitge-
tragenen Verkaufsbeschluss
vom 8. November revidieren.
Gefundenes Fressen für die
CDU, die sich ihrerseits dem
Verkaufsbeschluss nicht hat-
te anschließen wollen: Das
Genossen-Durcheinander
zum Klinikum schade der
Stadt, schimpft Fraktionschef
Peter Freier und fordert ein
Machtwort der Spitze ein.

SPD-Chef Schwenke sieht
hingegen keinen Wider-

spruch: Hätte das Stadtparla-
ment nicht donnerstags den
Verkauf eingeleitet, wäre
freitags eine „Versagungsver-
fügung“ des Regierungspräsi-
denten eingegangen; das Kli-
nikum wäre zahlungsunfähig
gewesen, der Gang zum
Amtsgericht unausweichlich.

„Wir waren für den Klinik-
verbund und haben nicht für
den Verkauf gestimmt, weil
wir ihn wollten, sondern um
die Insolvenz zu vermeiden“,
spricht Schwenke von einem
zu diesem Zeitpunkt unum-
gänglichen Manöver.

Nachdem die Pleite erst-
mal vom Tisch war, keimten
bei den Genossen zunächst
wieder andere Hoffnungen:
Wenn sich die Bürger gegen
einen Verkauf entscheiden
sollten, könnte dem RP ein
anderer Gegner erwachsen
als die Kommunalpolitik.
Nun beugt man sich laut dem
Vorsitzenden der Stimmung:
„Wenn das Begehren Erfolg
haben sollte, müssten die Be-
schäftigten dabei sein; wenn
die aber sagen, sie wollen
ihre Ruhe, muss man das ak-
zeptieren.“

Der Klinik-Betriebsratsvor-
sitzende Holger Renke
schloss schon bei einer Ver-
sammlung am Montag eine

Beteiligung seines Gremiums
wegen der Gefahr einer Insol-
venz kategorisch aus. Aller-
dings werde er persönlich bei
der Initiative mitmachen,
weil er der grundsätzlichen
Überzeugung sei, dass die Ge-
sundheitsversorgung nicht in
private Hände gehöre.

Projekte vorgestellt,
aber nie angepackt

An der kommunalen Füh-
rung, wie sie in Offenbach
praktiziert wurde, lässt Ren-
ke allerdings auch kein gutes
Haar. Die Arbeitnehmer im
Aufsichtsrat hätten schon
lange keinem Wirtschafts-
plan mehr zugestimmt; jah-
relang seien von der Ge-
schäftsleitung neue Projekte
zur Ertragssteigerung vorge-
stellt, keins aber wirklich an-
gepackt worden.

Teure Berater hätten
nichts gebracht, sagt Renke,
erst das jetzige Management
habe einen echten Sanie-
rungsplan. Bedauerlicherwei-
se bekomme diese Arbeit kei-
ne Chance mehr. Für den Be-
triebsrat scheint indes der ge-
ordnete Verkauf das kleinere

Übel für die zirka 2300 Mitar-
beiter zu sein, die in den ver-
gangenen Jahren auf etwa 23
Millionen Euro Gehalt ver-
zichteten, um ihren Beitrag
zur finanziellen Gesundung
zu leisten.

Vom Steuerrad des Bürger-
begehrens hat sich der Deut-
sche Gewerkschaftsbund zu-
rückgezogen, der ursprüng-
lich die Federführung über-
nehmen wollte. Ideelle Un-
terstützung bleibt, aber es
soll nicht gegen die Beleg-
schaft agiert werden.

Stattdessen gibt’s verbale
Prügel für die Landesregie-
rung. Ein perfides Spiel um
das Klinikum und mit den
Ängsten der Belegschaft er-
kennt DGB-Regionsgeschäfts-
führer Alexandre da Silva.
Wenn der Sozialminister und
Offenbacher CDU-Kreisvorsit-
zende Stefan Grüttner den
Verkauf des Klinikums im-
mer wieder als alternativlos
darstelle, müsse er sich fra-
gen lassen, warum sich seine
Partei bei der Abstimmung
zum Verkauf enthalten habe.
Politische Verantwortung
sehe anders aus, meint da Sil-
va: „Es ist ein ungeheuerli-
cher Akt des machtpoliti-
schen Taktierens, wie der So-
zialminister so kurz vor der

Landtagswahl die missliche
Lage der Belegschaft instru-
mentalisiert.“

Dass der DGB nicht maß-
geblich mitmacht, begrüßen
die Grünen. Trotz Sympathie
für das Anliegen, das Klini-
kum in kommunaler Hand zu
behalten, werde die Fraktion
angesichts der ausweglosen
Situation ein Bürgerbegehren
nicht unterstützen. „Es wäre
ein Spiel mit dem Feuer, sich
erneut gegen das Land und
den vereinbarten Rettungs-
weg zu sperren“, erklärt Frak-
tionschefin Susanne Schmitt.
Den Initiatoren, meint sie,
sollte zu denken geben, dass
viele Beschäftigte in Verkauf
und Neuausrichtung eine
Chance sähen.

Gregory Engels, Fraktions-
chef der Piraten, die als Erste
das Bürgerbegehren ins Ge-
spräch brachten, irritiert das
nicht: Bei ihm meldeten sich
viele Leute, die mitmachen
wollten. Heute will er das
weitere Vorgehen präsentie-
ren. „Schade, dass die ande-
ren Parteien sich nicht betei-
ligen wollen“, bedauert er.
„Ich halte es nicht für demo-
kratisch, wenn es als Bedro-
hung dargestellt wird, dass
Bürger ihr Recht auf Beteili-
gung einfordern wollen.“

SPD macht beim
Bürgerbegehren
gegen Verkauf des
Klinikums nicht mit.
Landesregierung
gerät als Angstma-
macherin unter
linken Beschuss.

Der Alt- spiegelt sich im Neubau: Die mehr als hundertjährige Geschichte des Klinikums als Stadtkrankenhaus dürfte enden. J Foto: tk


